
95. Gesetz vom 13. Dezember 2013, mit dem
ein Gesetz über den Rechtsschutz bei der Ver-
gabe von Aufträgen (Kärntner Vergaberechts-
schutzgesetz 2014 – K-VergRG 2014) erlassen
wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:
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1. H a u p t s t ü c k
Geltungsbereich

§ 1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz regelt die Nachprüfung im
Rahmen der Vergabe von Aufträgen, die den
Vorschriften im Bereich des öffentlichen Auf-
tragswesens (Art. 14b Abs. 1 und 5 B-VG) un-
terliegen und gemäß Art. 14b Abs. 2 B-VG in
den Vollziehungsbereich des Landes fallen.

(2) Abweichend von Abs. 1 unterliegt die
Vergabe von Dienstleistungskonzessionsauf-
trägen nicht der Nachprüfung nach diesem
Gesetz.

2. H a u p t s t ü c k
Vorverfahren

§ 2
Ombudsstelle für Vergabewesen

(1) Beim Amt der Kärntner Landesregierung
wird eine Ombudsstelle für Vergabewesen – im
Folgenden Ombudsstelle genannt – eingerich-
tet. Diese ist berufen, in einem konkreten Ver-
gabeverfahren wegen behaupteter Rechtswid-
rigkeit ein Vorverfahren durchzuführen.

(2) Zur Leitung der Ombudsstelle ist mit Be-
scheid der Landesregierung auf die Dauer von
fünf Jahren eine Ombudsfrau oder ein Om-
budsmann zu bestellen. Eine Wiederbestel-
lung ist möglich. Die Ombudsfrau/der Om-
budsmann muss über ein abgeschlossenes
Universitäts- oder Fachhochschulstudium
verfügen und besondere Kenntnisse des Verga-
bewesens in technischer, rechtlicher oder wirt-
schaftlicher Hinsicht nachweisen.

(3) Soweit der Ombudsmann/die Ombuds-
frau nicht in einem Dienstverhältnis zum
Land steht, hat die Landesregierung eine Ver-
ordnung zu erlassen, in welcher sie die Höhe
des Aufwandersatzes und des Ersatzes der
Reisekosten des Ombudsmannes/der Om-
budsfrau regelt. Bei der Bemessung ist auf den
Aufwand bei der Besorgung der Aufgaben so-
wie auf die Bedeutung und den Umfang der
Aufgaben Bedacht zu nehmen. Die Verordnung
ist in angemessenen zeitlichen Abständen an-
zupassen.

(4) In derselben Weise und unter denselben
Voraussetzungen sind von der Landesregie-
rung eine Erste Stellvertreterin/ein Erster
Stellvertreter und eine Zweite Stellvertrete-
rin/ein Zweiter Stellvertreter zu bestellen. Die
Rechte und Pflichten der Ombudsfrau/des
Ombudsmannes gehen für die Dauer ihrer/sei-
ner Verhinderung auf ihre/seine Erste Stell-
vertreterin/ihren/seinen Ersten Stellvertreter
über. Ist auch die Erste Stellvertreterin/der

Erste Stellvertreter verhindert, so sind die
Aufgaben der Ombudsfrau/des Ombudsman-
nes von ihrer/seiner Zweiten Stellvertr -
eterin/ihrem/seinem Zweiten Stellvertreter
wahrzunehmen.

(5) Die Funktionen nach Abs. 2 und 4 enden
1. mit dem Ablauf der Funktionsdauer,
2. durch Verzicht.

(6) Die Ombudsfrau/der Ombudsmann ist
mit Bescheid der Landesregierung vorzeitig
von ihrer/seiner Funktion abzuberufen, wenn
die geistige oder körperliche Eignung nicht
mehr gegeben ist oder sie/er die ihr/ihm oblie-
genden Pflichten grob verletzt oder vernach-
lässigt.

(7) Endet die Funktion der Ombudsfrau/des
Ombudsmannes vorzeitig, so ist eine Ombuds-
frau/ein Ombudsmann für den Rest der Funk-
tionsperiode zu bestellen.

(8) Die Ombudsfrau/der Ombudsmann ist in
Ausübung dieses Amtes an keine Weisungen
gebunden. Die Ombudsfrau/der Ombuds-
mann muss die Landesregierung auf Verlangen
über alle Gegenstände ihrer/seiner Geschäfts-
führung informieren.

(9) Die Ombudsfrau/der Ombudsmann ist
gemäß Art. 20 Abs. 3 B-VG zur Verschwiegen-
heit verpflichtet.

(10) Lassen wichtige Gründe die Unbefan-
genheit der Ombudsfrau/des Ombudsmannes
bezweifeln, so hat sie/er sich der Ausübung der
Funktion zu enthalten und die Vertretung zu
veranlassen.

(11) Abs. 3, 6, 7, 8, 9 und 10 gelten sinngemäß
für die Stellvertreterinnen/die Stellvertreter.

(12) Das Land hat der Ombudsstelle die für
das ordentliche Funktionieren erforderlichen
Personal- und Sachmittel auf Vorschlag der
Ombudsfrau/des Ombudsmannes zur Verfü-
gung zu stellen.

(13) Die in der Ombudsstelle tätigen Be-
diensteten unterstehen fachlich nur den Wei-
sungen der Ombudsfrau/des Ombudsmannes.

§ 3
Zuständigkeit der Ombudsstelle

(1) Die Ombudsstelle ist bis zur Zuschlags-
erteilung zur nachträglichen Prüfung von
Entscheidungen des Auftraggebers im Rah-
men von Vergabeverfahren, die dem Geltungs-
bereich dieses Gesetzes unterliegen, und zur
Abgabe von Empfehlungen zuständig.

(2) Die Ombudsstelle hat auf Antrag der ver-
gebenden Stelle, eines Unternehmers oder der
jeweils in Betracht kommenden Interessenver-
tretung tätig zu werden.
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(3) Die vergebende Stelle kann die nach-
trägliche Prüfung einer beabsichtigten Ent-
scheidung im Vergabeverfahren beantragen,
sofern sie auf geeignete Weise glaubhaft
macht, dass ein Unternehmer die Rechtswid-
rigkeit der beabsichtigten Entscheidung be-
hauptet.

(4) Ein Unternehmer, der ein Interesse am
Abschluss eines dem Anwendungsbereich die-
ses Gesetzes unterliegenden Vertrages be-
hauptet, kann die nachträgliche Prüfung einer
Entscheidung des Auftraggebers im Vergabe-
verfahren wegen Rechtswidrigkeit beantra-
gen, sofern er auf geeignete Weise glaubhaft
macht, dass ihm durch die behauptete Rechts-
widrigkeit ein Schaden entstanden ist oder zu
entstehen droht.

(5) Die jeweils in Betracht kommende Inte-
ressenvertretung kann die nachträgliche Prü-
fung einer Entscheidung des Auftraggebers in
einem konkreten Vergabeverfahren wegen
Rechtswidrigkeit beantragen, wenn sie auf ge-
eignete Weise glaubhaft macht, dass einem
Unternehmer, der ein Interesse am Abschluss
eines dem Anwendungsbereich dieses Geset-
zes unterliegenden Vertrages behauptet, durch
die behauptete Rechtswidrigkeit ein Schaden
entstanden ist oder zu entstehen droht.

(6) Ein Antrag nach Abs. 4 und 5 ist nur dann
zulässig, wenn er
1. im Fall einer gesondert anfechtbaren Ent-

scheidung innerhalb der in § 14 jeweils
festgelegten Frist,

2. im Fall einer nicht gesondert anfechtbaren
Entscheidung innerhalb der in § 14 jeweils
festgelegten Frist für die ihr nächstfol-
gende gesondert anfechtbare Entscheidung 
bei der Ombudsstelle eingebracht wird.
(7) Ein Antrag auf Prüfung nach Abs. 2 ist in

folgenden Fällen unzulässig:
1. nach Zuschlagserteilung oder nach Wider-

ruf der Ausschreibung,
2. im beschleunigten Verfahren bei Dringlich-

keit,
3. bei Verhandlungsverfahren ohne vorherige

Bekanntmachung aus dringlichen, zwin-
genden Gründen.

(8) Wird die Ombudsstelle nicht auf Antrag
der vergebenden Stelle tätig, so hat sie diese
unverzüglich von der Aufnahme ihrer Tätig-
keit zu verständigen, sofern sie nicht wegen
offensichtlicher Unzuständigkeit mitteilt,
dass kein Vorverfahren durchgeführt wird.

(9) Die vergebende Stelle darf ab Zugang
der Verständigung nach Abs. 8 bzw. ab Antrag-
stellung durch die vergebende Stelle nach Abs.
2 bis zum Ablauf der Fristen nach Abs. 6 bei

sonstiger Nichtigkeit den Zuschlag nicht er-
teilen, das Vergabeverfahren bei sonstiger Un-
wirksamkeit nicht widerrufen und die Ange-
bote nicht öffnen es sei denn, dass vor Ablauf
dieser Fristen der Antrag auf Prüfung zurück-
gezogen wird.

§ 4
Empfehlung

(1) Anträge, deren Inhalt bereits erkennen
lässt, dass die behauptete Rechtsverletzung
oder der behauptete Schaden offensichtlich
nicht vorliegt oder die behauptete Rechtswid-
rigkeit offensichtlich keinen Einfluss auf das
weitere Vergabeverfahren hatte oder hat, sind
ohne weiteres Verfahren abzuweisen.

(2) In allen übrigen Fällen hat die Ombuds-
stelle ehestmöglich, längstens jedoch inner-
halb von zwei Wochen ab dem Einlangen des
Antrages auf Prüfung eine begründete Stel-
lungnahme darüber abzugeben, ob die Ent-
scheidung des Auftraggebers im Widerspruch
zu Vorschriften im Bereich des öffentlichen
Auftragswesens (Art. 14b Abs. 1 und 5 B-VG)
steht. Diese Stellungnahme hat nur empfeh-
lenden Charakter. § 7 gilt sinngemäß mit der
Maßgabe, dass an die Stelle des Landesver-
waltungsgerichtes die Ombudsstelle tritt.

(3) Die Empfehlung gemäß Abs. 2 ist den
Streitteilen sowie dem Landesverwaltungsge-
richt zu übermitteln.

(4) Erkenntnisse des Landesverwaltungsge-
richtes, die eine Entscheidung eines Auftrag-
gebers betreffen, für die eine Empfehlung ge-
mäß Abs. 2 abgegeben wurde, hat  das Landes-
verwaltungsgericht der Ombudsstelle ab-
schriftlich zu übermitteln.

3. H a u p t s t ü c k
Besondere Bestimmungen über das

Verfahren des Landesverwaltungsgerichtes in
den Angelegenheiten des öffentlichen

Auftragswesens

1. A b s c h n i t t
Allgemeine Bestimmungen

§ 5
Anzuwendendes Verfahrensrecht

Soweit in diesem Gesetz nichts anderes be-
stimmt ist, hat das Landesverwaltungsgericht
in Verfahren nach diesem Gesetz das Verwal-
tungsgerichtsverfahrensgesetz – VwGVG,
BGBl. I Nr. 33/2013, in Verbindung mit dem
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetz
1991 – AVG, BGBl. Nr. 51/1991, mit Ausnahme
der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles des AVG
sinngemäß anzuwenden.
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§ 6
Zuständigkeit

(1) Das Landesverwaltungsgericht entschei-
det nach Maßgabe der Bestimmungen dieses
Gesetzes über Anträge zur Durchführung von
Nachprüfungsverfahren (2. Abschnitt), über
Anträge zur Erlassung einstweiliger Verfü-
gungen (3. Abschnitt) und über Anträge zur
Durchführung von Feststellungsverfahren (4.
Abschnitt). Derartige Anträge sind unmittel-
bar beim Landesverwaltungsgericht einzu-
bringen.

(2) Bis zur Zuschlagserteilung bzw. bis zum
Widerruf eines Vergabeverfahrens ist das Lan-
desverwaltungsgericht zum Zwecke der Besei-
tigung von Verstößen gegen Vorschriften im
Bereich des öffentlichen Auftragswesens (Art.
14b Abs. 1 und 5 B-VG) oder von Verstößen ge-
gen unmittelbar anwendbares Unionsrecht
zuständig

1. zur Erlassung einstweiliger Verfügungen
sowie

2. zur Nichtigerklärung gesondert anfechtba-
rer Entscheidungen des Auftraggebers
(§§ 2 Z 16, 141 Abs. 5 und 280 Abs. 5 Bun-
desvergabegesetz 2006 – BVergG 2006,
BGBl. I Nr. 17/2006) im Rahmen der vom
Antragsteller geltend gemachten Be-
schwerdepunkte.

(3) Nach Zuschlagserteilung ist das Landes-
verwaltungsgericht zuständig
1. im Rahmen der vom Antragsteller geltend

gemachten Beschwerdepunkte zur Fest-
stellung, ob wegen eines Verstoßes gegen
Vorschriften im Bereich des öffentlichen
Auftragswesens (Art. 14b Abs. 1 und 5 B-
VG) oder unmittelbar anwendbares Uni-
onsrecht der Zuschlag nicht gemäß den An-
gaben in der Ausschreibung dem Angebot
mit dem niedrigsten Preis oder dem tech-
nisch und wirtschaftlich günstigsten Ange-
bot erteilt wurde;

2. in einem Verfahren gemäß Z 1, 4 und 5 auf
Antrag des Auftraggebers zur Feststellung,
ob der Antragsteller auch bei Einhaltung
der entsprechenden Bestimmungen keine
echte Chance auf Erteilung des Zuschlages
gehabt hätte;

3. zur Feststellung, ob ein Vergabeverfahren
rechtswidriger Weise ohne vorherige Be-
kanntmachung bzw. ohne vorherigen Auf-
ruf zum Wettbewerb durchgeführt wurde;

4. zur Feststellung, ob der Zuschlag rechtswid-
riger Weise ohne Mitteilung der Zuschlags-
entscheidung gemäß den §§ 131 bzw. 272
BVergG 2006 erteilt wurde;

5. zur Feststellung, ob der Zuschlag bei der
Vergabe einer Leistung auf Grund einer

Rahmenvereinbarung oder eines dynami-
schen Beschaffungssystems wegen eines
Verstoßes gegen § 152 Abs. 4 bis 6, § 158
Abs. 2 bis 5 oder § 290 Abs. 2 bis 5 BVergG
2006 rechtswidrig war;

6. in einem Verfahren gemäß den Z 3 bis 5 zur
Nichtigerklärung oder Aufhebung des Ver-
trages;

7. in einem Verfahren gemäß den Z 3 bis 5 zur
Verhängung von Sanktionen gemäß § 27
Abs. 7.

(4) Nach Erklärung des Widerrufs eines Ver-
gabeverfahrens ist das Landesverwaltungsge-
richt zuständig
1. im Rahmen der vom Antragsteller geltend

gemachten Beschwerdepunkte zur Fest-
stellung, ob der Widerruf wegen eines Ver-
stoßes gegen Vorschriften im Bereich des
öffentlichen Auftragswesens (Art. 14b Abs.
1 und 5 B-VG) oder unmittelbar anwend-
bares Unionsrecht rechtswidrig war;

2. in einem Verfahren gemäß Z 1 auf Antrag
des Auftraggebers zur Feststellung, ob der
Antragsteller auch bei Einhaltung der ent-
sprechenden Bestimmungen keine echte
Chance auf Erteilung des Zuschlages ge-
habt hätte;

3. zur Feststellung, ob der Widerruf rechts-
widriger Weise ohne Mitteilung oder Be-
kanntmachung der Widerrufsentscheidung
gemäß den §§ 140 bzw. 279 BVergG 2006 er-
klärt wurde;

4. in einem Verfahren gemäß Z 1 und 3 zur Un-
wirksamerklärung des Widerrufs gemäß
§ 28.

(5) Bis zur Zuschlagserteilung bzw. bis zur
Erklärung des Widerrufs eines Vergabeverfah-
rens ist das Landesverwaltungsgericht zur
Feststellung zuständig, ob der Auftraggeber
nach erheblicher Überschreitung der Zu-
schlagsfrist und entgegen dem Ersuchen des
Bieters um Fortführung des Verfahrens das
Verfahren weder durch eine Widerrufserklä-
rung oder Zuschlagserteilung beendet noch
das Verfahren in angemessener Weise fortge-
führt hat.

(6) In Vergabeverfahren im Oberschwellen-
bereich entscheidet das Landesverwaltungs-
gericht, soweit es sich nicht um einen Antrag
auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung
handelt,  durch Senat.

§ 7
Auskunftspflicht

(1) Die dem Anwendungsbereich dieses Ge-
setzes unterliegenden Auftraggeber bzw. ver-
gebenden Stellen haben dem Landesverwal-
tungsgericht alle für die Erfüllung seiner Auf-
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gaben notwendigen Auskünfte zu erteilen und
alle hierfür erforderlichen Unterlagen vorzu-
legen. Gleiches gilt für die an einem Vergabe-
verfahren beteiligten Unternehmer.

(2) Hat ein Auftraggeber, eine vergebende
Stelle oder ein Unternehmer Unterlagen nicht
vorgelegt, Auskünfte nicht erteilt oder eine
Auskunft zwar erteilt, die Unterlagen des Ver-
gabeverfahrens aber nicht vorgelegt, so kann
das Landesverwaltungsgericht, wenn der Auf-
traggeber oder der Unternehmer auf diese
Säumnisfolge vorher ausdrücklich hingewie-
sen wurde, auf Grund der Behauptungen des
nicht säumigen Beteiligten entscheiden.

§ 8
Akteneinsicht

Parteien und Beteiligte können bei der Vor-
lage von Unterlagen an das Landesverwal-
tungsgericht verlangen, dass bestimmte Un-
terlagen oder Bestandteile von Unterlagen aus
zwingenden Gründen eines Allgemeininteres-
ses oder zum Schutz von technischen oder
handelsbezogenen Betriebsgeheimnissen von
der Akteneinsicht ausgenommen werden. Die
in Betracht kommenden Unterlagen oder Be-
standteile von Unterlagen sind bei ihrer Vor-
lage zu bezeichnen.

§ 9
Zustellungen

Soweit dem Landesverwaltungsgericht die
im Vergabeverfahren bekannt gegebene Fax-
nummer oder elektronische Adresse einer Par-
tei bekannt ist oder soweit dem Landesver-
waltungsgericht von der betreffenden Partei
eine Faxnummer oder eine elektronische
Adresse bekannt gegeben worden ist, hat das
Landesverwaltungsgericht schriftliche Erle-
digungen an diese Adresse zuzustellen.

§ 10
Mündliche Verhandlung

vor dem Landesverwaltungsgericht

(1) Soweit dem weder Art. 6 der Konvention
zum Schutze der Menschenrechte und Grund-
freiheiten, BGBl. Nr. 210/1958,  noch Art. 47
der Charta der Grundrechte der Europäischen
Union, ABl. Nr. C 83 vom 30.03.2010, S. 389,
entgegenstehen, kann die Verhandlung unge-
achtet eines Parteiantrages entfallen, wenn

1. der verfahrenseinleitende Antrag zurück-
zuweisen ist oder

2. das Landesverwaltungsgericht einen sons-
tigen verfahrensrechtlichen Beschluss zu
erlassen hat oder

3. bereits auf Grund der Aktenlage feststeht,
dass dem verfahrenseinleitenden Antrag
stattzugeben oder dass er abzuweisen ist.

(2) Der Antragsteller hat die Durchführung
einer Verhandlung im Nachprüfungs- oder
Feststellungsantrag zu beantragen. Dem Auf-
traggeber sowie etwaigen Antragsgegnern ist
Gelegenheit zu geben, binnen angemessener,
eine Woche nicht übersteigender Frist einen
Antrag auf Durchführung einer Verhandlung
zu stellen. Ein Antrag auf Durchführung einer
Verhandlung kann nur mit Zustimmung der
anderen Parteien wirksam zurückgezogen
werden.

§ 11
Gebühren

Für Anträge gemäß den § 13 Abs. 1, § 24 Abs.
1 und 2 sowie Anträge gemäß § 21 Abs. 1 hat
der Antragsteller nach Maßgabe der folgenden
Bestimmungen jeweils eine Pauschalgebühr
zu entrichten:

1. Die Pauschalgebühr ist gemäß den von der
Landesregierung durch Verordnung festzu-
setzenden Gebührensätzen bei Antragsein-
bringung oder Antragstellung zu entrich-
ten. Bieter- und Arbeitsgemeinschaften ha-
ben die Pauschalgebühr nur einmal zu ent-
richten. Die Gebührensätze sind
entsprechend dem Verhältnis des durch den
Antrag bewirkten Verfahrensaufwandes zu
dem für den Antragsteller zu erzielenden
Nutzen festzusetzen. Die Gebührensätze
sind nach objektiven Merkmalen abzustu-
fen. Als objektive Merkmale sind insbeson-
dere der Auftragsgegenstand, die Art des
durchgeführten Verfahrens, die Tatsache,
ob es sich um Anträge auf Nachprüfung der
Ausschreibung oder der Aufforderung zur
Abgabe eines Teilnahmeantrages oder um
sonstige gesondert anfechtbare Entschei-
dungen bzw. ob es sich um ein Vergabever-
fahren im Oberschwellenbereich oder im
Unterschwellenbereich handelt, heranzu-
ziehen.

2. Die Landesregierung hat die festgesetzten
Gebührensätze jährlich mit Verordnung in
dem Maß, das sich aus der Veränderung des
von der Bundesanstalt Statistik Österreich
verlautbarten Verbraucherpreisindex 2010
oder des an seine Stelle tretenden Index ge-
genüber der der letzten Festsetzung zu-
grunde gelegten Indexzahl ergibt, zu ver-
mindern oder zu erhöhen. Die Landesregie-
rung hat die neuen Gebührensätze nach
Verlautbarung der für Juni des laufenden
Jahres maßgeblichen Indexzahl festzuset-
zen und im Landesgesetzblatt kundzuma-
chen. Die neu festgesetzten Gebührensätze
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gelten ab dem der Kundmachung folgen-
den Monatsersten.

3. Die Pauschalgebühren sind bei Antragstel-
lung durch Banküberweisung oder Barzah-
lung zu entrichten. 

4. Für Anträge gemäß § 21 Abs. 1 ist eine Ge-
bühr in der Höhe von 50 vH der festgesetz-
ten Gebühr zu entrichten.

5. Hat ein Antragsteller zum selben Vergabe-
verfahren bereits einen Antrag gemäß § 13
Abs. 1 oder gemäß § 24 Abs. 1 oder 2 einge-
bracht, so ist von diesem Antragsteller für
jeden weiteren Antrag gemäß § 13 Abs. 1
oder gemäß § 24 Abs. 1 oder 2 eine Gebühr
in der Höhe von 80 vH der festgesetzten Ge-
bühr zu entrichten.

6. Bezieht sich der Antrag lediglich auf die
Vergabe eines Loses, dessen geschätzter
Auftragswert nicht im Oberschwellenbe-
reich liegt, so ist lediglich die Pauschalge-
bühr für das dem Los entsprechende Verga-
beverfahren im Unterschwellenbereich zu
entrichten.

7. Wird ein Antrag vor Durchführung der
mündlichen Verhandlung oder, wenn keine
mündliche Verhandlung durchgeführt
wird, vor Erlassung des Erkenntnisses oder
Beschlusses zurückgezogen, so ist lediglich
eine Gebühr in der Höhe von 75 vH der für
den jeweiligen Antrag festgesetzten oder
gemäß Z 5 reduzierten Gebühr zu entrich-
ten. Bereits entrichtete Mehrbeträge sind
zurückzuerstatten.

8. Die Gebührensätze bzw. Gebühren gemäß
Z 1 und 2 sowie 4 bis 7 sind auf ganze Euro
ab- oder aufzurunden.

§ 12
Gebührenersatz

(1) Der vor dem Landesverwaltungsgericht
wenn auch nur teilweise obsiegende Antrag-
steller hat Anspruch auf Ersatz seiner gemäß
§ 11 entrichteten Gebühren durch den Auf-
traggeber. Der Antragsteller hat ferner An-
spruch auf Ersatz seiner gemäß § 11 entrich-
teten Gebühren, wenn er während des anhän-
gigen Verfahrens klaglos gestellt wird.

(2) Ein Anspruch auf Ersatz der Gebühren
für einen Antrag auf einstweilige Verfügung
besteht nur dann, wenn
1. dem Nachprüfungsantrag (Hauptantrag)

stattgegeben wird und
2. dem Antrag auf einstweilige Verfügung

stattgegeben wurde oder der Antrag auf
einstweilige Verfügung nur wegen einer In-
teressenabwägung abgewiesen wurde.

(3) Über den Gebührenersatz hat das Lan-
desverwaltungsgericht spätestens drei Wo-

chen ab jenem Zeitpunkt zu entscheiden, ab
dem feststeht, dass ein Anspruch auf Gebüh-
renersatz besteht.

2. A b s c h n i t t
Nachprüfungsverfahren

§ 13
Einleitung des Verfahrens

(1) Ein Unternehmer kann bis zur Zu-
schlagserteilung bzw. bis zur Widerrufserklä-
rung die Nachprüfung einer gesondert an-
fechtbaren Entscheidung des Auftraggebers
im Vergabeverfahren wegen Rechtswidrigkeit
beantragen, sofern
1. er ein Interesse am Abschluss eines den Vor-

schriften im Bereich des öffentlichen Auf-
tragswesens (Art. 14b Abs. 1 und 5 B-VG)
unterliegenden Vertrages behauptet und

2. ihm durch die behauptete Rechtswidrigkeit
ein Schaden entstanden ist oder zu entste-
hen droht

(2) Ist die zwischen dem Zugang der Ver-
ständigung über das Ausscheiden und der Be-
kanntgabe der Zuschlagsentscheidung bzw.
der Widerrufsentscheidung liegende Zeit-
spanne kürzer als die in § 14 vorgesehene Frist,
ist ein Bieter berechtigt, das Ausscheiden ge-
meinsam mit der Zuschlagsentscheidung oder
der Widerrufsentscheidung in einem Antrag
innerhalb der für die Anfechtung der Zu-
schlagsentscheidung bzw. der Widerrufsent-
scheidung eingeräumten Frist anzufechten.

(3) Dem Antrag auf Nachprüfung kommt
keine aufschiebende Wirkung für das betref-
fende Vergabeverfahren zu.

(4) Wird dieselbe gesondert anfechtbare Ent-
scheidung von mehreren Unternehmern ange-
fochten, hat das Landesverwaltungsgericht die
Verfahren zur gemeinsamen Verhandlung und
Entscheidung zu verbinden. Eine getrennte
Verfahrensführung ist zulässig, wenn dies im
Interesse der Zweckmäßigkeit, Einfachheit
und Kostenersparnis gelegen ist.

§ 14
Fristen für Nachprüfungsanträge

(1) Anträge auf Nachprüfung einer geson-
dert anfechtbaren Entscheidung sind bei einer
Übermittlung der Entscheidung auf elektroni-
schem Weg oder mittels Telefax sowie bei einer
Bekanntmachung der Entscheidung binnen
zehn Tagen einzubringen, bei einer Übermitt-
lung auf brieflichem Weg binnen 15 Tagen. Die
Frist beginnt mit der Absendung der Entschei-
dung bzw. mit der erstmaligen Verfügbarkeit
der Bekanntmachung.
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(2) Bei der Durchführung eines Vergabever-
fahrens im Unterschwellenbereich verkürzt
sich die Frist – außer im Fall der Anfechtung
einer gemäß den §§ 55 Abs. 5 oder 219 Abs. 5
BVergG 2006 freiwillig bekannt gemachten
Entscheidung  – auf sieben Tage.

(3) Bei der Durchführung einer Direktver-
gabe beträgt die Frist sieben Tage ab dem Zeit-
punkt, in dem der Antragsteller von der geson-
dert anfechtbaren Entscheidung Kenntnis er-
langt hat oder erlangen hätte können.

(4) Anträge auf Nachprüfung der Ausschrei-
bung sowie der Aufforderung zur Abgabe ei-
nes Teilnahmeantrages können über die in den
Abs. 1 und 2 genannten Zeiträume hinaus bis
spätestens sieben Tage vor Ablauf der Ange-
botsfrist, der Frist zur Vorlage der Wettbe-
werbsarbeiten oder der Teilnahmefrist einge-
bracht werden, sofern diese Frist mehr als
17 Tage beträgt. Wenn die Ausschreibungs-,
Wettbewerbs- oder Auktionsunterlagen, Be-
schreibung der Bedürfnisse und Anforderun-
gen beim wettbewerblichen Dialog, Informa-
tionen über die zu vergebende Leistung sowie
über den weiteren Verfahrensablauf bei der
Direktvergabe mit vorheriger Bekanntma-
chung bzw. nach vorherigem Aufruf zum Wett-
bewerb bzw. die Aufforderung zur Abgabe ei-
nes Teilnahmeantrages auf brieflichem Weg
übermittelt werden, tritt die Verlängerung der
Nachprüfungsfrist erst ein, wenn die Ange-
botsfrist, die Frist zur Vorlage der Wettbe-
werbsarbeiten oder die Teilnahmefrist mehr
als 22 Tage beträgt.

(5) Anträge auf Nachprüfung der Zu-
schlagsentscheidung oder Widerrufsentschei-
dung bei der Vergabe nicht prioritärer Dienst-
leistungen sind innerhalb der vom Auftragge-
ber bekannt zu gebenden Stillhaltefrist einzu-
bringen.

(6) Der Fortlauf der Fristen gemäß Abs. 1 bis
5 wird für die Dauer eines Vorverfahrens nach
§§ 3 und 4 gehemmt. Der Tag des Einlangens
eines Antrages auf Durchführung eines Vor-
verfahrens nach § 3 bei der Ombudsstelle ist
nicht in die Fristen gemäß Abs. 1 bis 5 einzu-
rechnen. Das Vorverfahren beginnt mit dem
Einlangen eines Antrages auf Durchführung
eines Vorverfahrens nach § 3 bei der Ombuds-
stelle und endet mit der Übermittlung der
Empfehlung der Ombudsstelle, spätestens
aber mit Ablauf der in § 4 Abs. 2 vorgesehenen
Stellungnahmefrist.

§ 15
Inhalt und Zulässigkeit

des Nachprüfungsantrages
(1) Ein Antrag gemäß § 13 Abs. 1 hat jeden-

falls zu enthalten:

1. die genaue Bezeichnung des betreffenden
Vergabeverfahrens sowie der angefochte-
nen gesondert anfechtbaren Entscheidung,

2. die genaue Bezeichnung des Auftraggebers
und des Antragstellers einschließlich deren
Faxnummer oder elektronischer Adresse,

3. eine Darstellung des maßgeblichen Sach-
verhaltes einschließlich des Interesses am
Vertragsabschluss, insbesondere bei Be-
kämpfung der Zuschlagsentscheidung die
Bezeichnung des für den Zuschlag in Aus-
sicht genommenen Bieters,

4. Angaben über den behaupteten drohenden
oder bereits eingetretenen Schaden für den
Antragsteller,

5. die bestimmte Bezeichnung des Rechts, in
dem sich der Antragsteller als verletzt er-
achtet,

6. die Gründe, auf die sich die Behauptung
der Rechtswidrigkeit stützt,

7. einen Antrag auf Nichtigerklärung der an-
gefochtenen gesondert anfechtbaren Ent-
scheidung, 

8. die Angaben, die erforderlich sind, um zu
beurteilen, ob der Antrag rechtzeitig einge-
bracht wurde, und

9. einen Nachweis über die Entrichtung der
Gebühren nach § 11.

(2) Der Antrag ist jedenfalls in folgenden
Fällen unzulässig, wenn
1. er sich nicht gegen eine gesondert anfecht-

bare Entscheidung richtet,
2. er nicht innerhalb der in § 14 genannten

Fristen gestellt wird, oder
3. er trotz Aufforderung zur Verbesserung

nicht ordnungsgemäß vergebührt wurde.
(3) Enthält die Ausschreibung eine unrich-

tige Angabe über die zuständige Vergabekon-
trollbehörde, ist der Antrag auch dann inner-
halb der in § 14 genannten Frist gestellt, wenn
er bei der in der Ausschreibung angegebenen
Vergabekontrollbehörde eingebracht wurde.
Enthält die Ausschreibung keine Angabe über
die zuständige Vergabekontrollbehörde, ist der
Antrag auch dann innerhalb der in § 14 ge-
nannten Fristen gestellt, wenn er bei einer
nicht offenkundig unzuständigen Vergabekon-
trollbehörde eingebracht wurde.

§ 16
Bekanntmachung der Verfahrenseinleitung

und einer Verhandlung
(1) Der Eingang eines Nachprüfungsantra-

ges ist unverzüglich im Internet bekannt zu
machen.

(2) Die Bekanntmachung hat jedenfalls zu
enthalten:
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1. die Bezeichnung des Auftraggebers und des
betroffenen Vergabeverfahrens entspre-
chend den Angaben im Nachprüfungsan-
trag (§ 15 Abs. 1 Z 1 und 2);

2. die Bezeichnung der bekämpften gesondert
anfechtbaren Entscheidung entsprechend
den Angaben im Nachprüfungsantrag (§ 15
Abs. 1 Z 1);

3. den Hinweis auf die Präklusionsfolgen
nach § 17 Abs. 3.

(3) Der im Nachprüfungsantrag bezeichnete
Auftraggeber ist vom Landesverwaltungsge-
richt unverzüglich vom Eingang des Nachprü-
fungsantrages zu verständigen; diese Verstän-
digung hat die in Abs. 2 Z 1 und 2 genannten
Angaben zu enthalten.

(4) Im Falle der Bekämpfung einer Zu-
schlagsentscheidung ist der für den Zuschlag
in Aussicht genommene Bieter jedenfalls vom
Landesverwaltungsgericht unverzüglich vom
Eingang des Nachprüfungsantrages zu ver-
ständigen; diese Verständigung hat die in Abs.
2 genannten Angaben zu enthalten.

(5) In Nachprüfungsverfahren ist zudem
auch die Anberaumung einer öffentlichen
mündlichen Verhandlung im Internet kundzu-
machen; diese Kundmachung hat jedenfalls
auch die in Abs. 2 vorgesehenen Angaben zu
enthalten.

(6) In Nachprüfungsverfahren betreffend
die Überprüfung einer Zuschlagsentschei-
dung ist der für den Zuschlag in Aussicht ge-
nommene Bieter von der Anberaumung einer
öffentlichen mündlichen Verhandlung zu ver-
ständigen.

§ 17
Parteien des Nachprüfungsverfahrens

(1) Parteien des Nachprüfungsverfahrens
vor dem Landesverwaltungsgericht sind je-
denfalls der Antragsteller und der Auftragge-
ber.

(2) Parteien des Nachprüfungsverfahrens
sind ferner jene Unternehmer, die durch die
vom Antragsteller begehrte Entscheidung un-
mittelbar in ihren rechtlich geschützten Inte-
ressen nachteilig betroffen sein können (An-
tragsgegner); insbesondere ist im Falle der Be-
kämpfung der Zuschlagsentscheidung der für
den Zuschlag in Aussicht genommene Bieter
Partei des Nachprüfungsverfahrens.

(3) Der in einer Zuschlagsentscheidung für
den Zuschlag in Aussicht genommene Bieter
verliert seine Parteistellung, wenn er seine be-
gründeten Einwendungen gegen die vom An-
tragsteller begehrte Entscheidung nicht bin-
nen zehn Tagen ab Zustellung der Verständi-
gung über die Einleitung des Nachprüfungs-

verfahrens (§ 16 Abs. 4) erhebt. Andere Par-
teien im Sinne des Abs. 2 verlieren ihre Partei-
stellung, wenn sie ihre begründeten Einwen-
dungen gegen die vom Antragsteller begehrte
Entscheidung nicht binnen zehn Tagen ab Be-
kanntmachung der Verfahrenseinleitung nach
§ 16 Abs. 1 erheben. Sofern eine mündliche
Verhandlung vor Ablauf dieser Fristen statt-
findet, können die Einwendungen spätestens
in der mündlichen Verhandlung erhoben wer-
den. § 42 Abs. 3 Allgemeines Verwaltungsver-
fahrensgesetz 1991 - AVG gilt sinngemäß.

(4) Haben mehrere Unternehmer dieselbe
gesondert anfechtbare Entscheidung des Auf-
traggebers angefochten, so kommt ihnen in al-
len Nachprüfungsverfahren betreffend diese
Entscheidung Parteistellung zu.

§ 18
Nichtigerklärung von Entscheidungen

des Auftraggebers
(1) Das Landesverwaltungsgericht hat eine

im Zuge eines Vergabeverfahrens ergangene
gesondert anfechtbare Entscheidung eines
Auftraggebers mit Erkenntnis für nichtig zu
erklären, wenn
1. sie oder eine ihr vorangegangene nicht ge-

sondert anfechtbare Entscheidung den An-
tragsteller in dem von ihm nach § 15 Abs. 1
Z 5 geltend gemachten Recht verletzt und

2. die Rechtswidrigkeit für den Ausgang des
Vergabeverfahrens von wesentlichem Ein-
fluss ist.

(2) Als Nichtigerklärung rechtswidriger
Entscheidungen kommt insbesondere auch die
Streichung von für Unternehmer diskriminie-
renden Anforderungen hinsichtlich techni-
scher Leistungsmerkmale sowie hinsichtlich
der wirtschaftlichen oder finanziellen Leis-
tungsfähigkeit in der Ausschreibung oder in
jedem sonstigen Dokument des Vergabever-
fahrens in Betracht.

§ 19
Entscheidungsfrist

Über Anträge auf Nichtigerklärung von
Entscheidungen eines Auftraggebers ist spä-
testens zwei Monate nach Einlangen des An-
trages zu entscheiden.

§ 20
Mutwillensstrafen

Im Nachprüfungsverfahren gilt § 35 Allge-
meines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 -
AVG mit der Maßgabe, dass die Höchstgrenze
für Mutwillensstrafen ein Prozent des ge-
schätzten Auftragswertes, höchstens jedoch
20.000,- Euro, beträgt. Für die Bemessung der
Mutwillensstrafe ist § 19 Verwaltungsstrafge-
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setz 1991 – VStG, BGBl. Nr. 52/1991,  sinnge-
mäß anzuwenden.

3. A b s c h n i t t
Einstweilige Verfügungen

§ 21
Antragstellung

(1) Das Landesverwaltungsgericht hat auf
Antrag eines Unternehmers, dem die Antrags-
voraussetzungen nach § 13 Abs. 1 nicht offen-
sichtlich fehlen, durch einstweilige Verfügung
unverzüglich vorläufige Maßnahmen anzu-
ordnen, die nötig und geeignet erscheinen, um
eine durch die behauptete Rechtswidrigkeit
einer gesondert anfechtbaren Entscheidung
entstandene oder unmittelbar drohende Schä-
digung von Interessen des Antragstellers zu
beseitigen oder zu verhindern.

(2) Der Antrag auf Erlassung einer einstwei-
ligen Verfügung hat zu enthalten:
1. die genaue Bezeichnung des betreffenden

Vergabeverfahrens, der gesondert anfecht-
baren Entscheidung sowie des Auftragge-
bers und des Antragstellers einschließlich
deren Faxnummer oder elektronischer
Adresse,

2. eine Darstellung des maßgeblichen Sach-
verhaltes sowie des Vorliegens der in § 13
Abs. 1 genannten Voraussetzungen,

3. die genaue Bezeichnung der behaupteten
Rechtswidrigkeit,

4. die genaue Darlegung der unmittelbar dro-
henden Schädigung der Interessen des An-
tragstellers und eine Glaubhaftmachung
der maßgeblichen Tatsachen,

5. die genaue Bezeichnung der begehrten vor-
läufigen Maßnahme,

6. die Angaben, die erforderlich sind, um zu
beurteilen, ob der Antrag rechtzeitig einge-
bracht wurde, und

7. einen Nachweis über die Entrichtung der
Gebühren nach § 11.

(3) Wenn noch kein Nachprüfungsantrag zur
Bekämpfung der geltend gemachten Rechts-
widrigkeit gestellt wurde, ist der Antrag auf
Erlassung einer einstweiligen Verfügung nur
zulässig, wenn er vor Ablauf der in § 14 fest-
gelegten Frist für die Geltendmachung der be-
treffenden Rechtswidrigkeit eingebracht
wird.

(4) Wird ein Antrag auf Erlassung einer
einstweiligen Verfügung zwar rechtzeitig ge-
stellt, in weiterer Folge aber bis zum Ablauf
der in § 14 bezeichneten Frist kein zulässiger
Nachprüfungsantrag zur Bekämpfung der im
Antrag auf Erlassung der einstweiligen Verfü-

gung bezeichneten Rechtswidrigkeit gestellt
oder ein bereits gestellter Nachprüfungsan-
trag nach Ablauf der Antragsfrist wieder zu-
rückgezogen, ist das Verfahren zur Erlassung
der einstweiligen Verfügung formlos einzu-
stellen. Eine allenfalls erlassene einstweilige
Verfügung tritt in diesem Fall mit Ablauf der
in § 14 bezeichneten Frist bzw. mit dem Zeit-
punkt der Zurückziehung des Nachprüfungs-
antrages außer Kraft. Der Antragsteller und
der Auftraggeber sind vom Außerkrafttreten
der einstweiligen Verfügung zu verständigen.

(5) Das Landesverwaltungsgericht hat den
betroffenen Auftraggeber vom Einlangen ei-
nes Antrages auf einstweilige Verfügung, mit
dem die Untersagung der Erteilung des Zu-
schlages, die Untersagung des Abschlusses ei-
ner Rahmenvereinbarung, die Untersagung
der Erklärung des Widerrufs oder die Unter-
lassung der Angebotsöffnung begehrt wird,
unverzüglich zu verständigen. Anträgen auf
einstweilige Verfügung, die die Untersagung
der Erteilung des Zuschlages, die Untersa-
gung des Abschlusses einer Rahmenvereinba-
rung, die Untersagung der Erklärung des Wi-
derrufs oder die Unterlassung der Angebots-
öffnung begehren, kommt ab Zugang der Ver-
ständigung vom Einlangen des Antrages bis
zur Entscheidung über den Antrag aufschie-
bende Wirkung zu. Der Auftraggeber darf bis
zur Entscheidung über den Antrag
1. bei sonstiger Nichtigkeit den Zuschlag

nicht erteilen oder die Rahmenvereinba-
rung nicht abschließen, bzw.

2. bei sonstiger Unwirksamkeit das Vergabe-
verfahren nicht widerrufen, bzw.

3. die Angebote nicht öffnen.
(6) Das Landesverwaltungsgericht hat in

der Verständigung an den Auftraggeber vom
Einlangen eines Antrages auf einstweilige Ver-
fügung auf die Rechtsfolgen der Antragstel-
lung hinzuweisen.

(7) Ein Antrag auf Erlassung einer einstwei-
ligen Verfügung ist unzulässig, wenn er trotz
Aufforderung zur Verbesserung nicht ord-
nungsgemäß vergebührt wurde.

§ 22
Erlassung der einstweiligen Verfügung

(1) Vor der Erlassung einer einstweiligen
Verfügung hat das Landesverwaltungsgericht
die voraussehbaren Folgen der zu treffenden
Maßnahme für alle möglicherweise geschädig-
ten Interessen des Antragstellers, der sonsti-
gen Bewerber oder Bieter und des Auftragge-
bers sowie ein allfälliges besonderes öffentli-
ches Interesse an der Fortführung des Vergabe-
verfahrens gegeneinander abzuwägen. Ergibt
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diese Abwägung ein Überwiegen der nachtei-
ligen Folgen einer einstweiligen Verfügung, ist
der Antrag auf Erlassung der einstweiligen
Verfügung abzuweisen.

(2) Ein entgegen einer Anordnung in einer
einstweiligen Verfügung erteilter Zuschlag, er-
folgter Abschluss einer Rahmenvereinbarung
bzw. erklärter Widerruf des Vergabeverfahrens
ist absolut nichtig bzw. unwirksam.

(3) Mit einer einstweiligen Verfügung kön-
nen das gesamte Vergabeverfahren oder ein-
zelne Entscheidungen des Auftraggebers bis
zur Entscheidung des Landesverwaltungsge-
richtes über eine allfällige Nichtigerklärung
vorübergehend ausgesetzt oder sonstige geeig-
nete Maßnahmen angeordnet werden. Dabei
ist die jeweils gelindeste noch zum Ziel füh-
rende vorläufige Maßnahme zu verfügen.

(4) In einer einstweiligen Verfügung ist die
Zeit, für welche diese Verfügung getroffen
wird, zu bestimmen. Die einstweilige Verfü-
gung tritt – unbeschadet des § 21 Abs. 4 zwei-
ter Satz -  nach Ablauf der bestimmten Zeit,
spätestens jedoch mit der Entscheidung des
Landesverwaltungsgerichtes über den Antrag
auf Nichtigerklärung außer Kraft, in dem die
betreffende Rechtswidrigkeit geltend gemacht
wird. Das Landesverwaltungsgericht hat die
einstweilige Verfügung unverzüglich auf An-
trag oder von Amts wegen aufzuheben, sobald
die Voraussetzungen, die zu ihrer Erlassung
geführt haben, weggefallen sind. Das Landes-
verwaltungsgericht hat die einstweilige Verfü-
gung unverzüglich auf Antrag oder von Amts
wegen zu erstrecken, wenn die Voraussetzun-
gen, die zu ihrer Erlassung geführt haben,
nach Ablauf der bestimmten Zeit fortbeste-
hen.

(5) Einstweilige Verfügungen sind sofort
vollstreckbar.

§ 23
Verfahrensrechtliche Bestimmungen

(1) Im Verfahren zur Erlassung einer einst-
weiligen Verfügung muss keine öffentliche
mündliche Verhandlung durchgeführt werden.

(2) Parteien des Verfahrens zur Erlassung ei-
ner einstweiligen Verfügung sind der Antrag-
steller und der Auftraggeber.

(3) Über Anträge auf Erlassung einstweili-
ger Verfügungen ist unverzüglich, längstens je-
doch binnen sieben Werktagen nach Einlan-
gen des Antrages zu entscheiden. Musste der
Antrag zur Verbesserung zurückgestellt wer-
den, ist über ihn längstens binnen zehn Werk-
tagen zu entscheiden. Die Frist ist gewahrt,
wenn die Erledigung an alle Parteien nach-
weislich vor ihrem Ablauf abgesendet wurde.

(4) In Verfahren betreffend die Erlassung ei-
ner einstweiligen Verfügung gilt § 35 Allge-
meines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 –
AVG mit der Maßgabe, dass die Höchstgrenze
für Mutwillensstrafen ein Prozent des ge-
schätzten Auftragswertes, höchstens jedoch
20.000,- Euro, beträgt. Für die Bemessung der
Mutwillensstrafe ist § 19 Verwaltungsstrafge-
setz 1991 –  VStG sinngemäß anzuwenden.

4. A b s c h n i t t
Feststellungsverfahren

§ 24
Einleitung des Verfahrens

(1) Ein Unternehmer, der ein Interesse am
Abschluss eines den Vorschriften im Bereich
des öffentlichen Auftragswesens (Art. 14b Abs.
1 und 5 B-VG) unterliegenden Vertrages hatte,
kann, sofern ihm durch die behauptete
Rechtswidrigkeit ein Schaden entstanden ist
oder zu entstehen droht, die Feststellung be-
antragen, dass

1. der Zuschlag wegen eines Verstoßes gegen
Vorschriften im Bereich des öffentlichen
Auftragswesens (Art. 14b Abs. 1 und 5 B-
VG) oder unmittelbar anwendbares Uni-
onsrecht nicht gemäß den Angaben in der
Ausschreibung dem Angebot mit dem nied-
rigsten Preis oder dem technisch und wirt-
schaftlich günstigsten Angebot erteilt
wurde, oder

2. die Durchführung eines Vergabeverfahrens
ohne vorherige Bekanntmachung bzw.
ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb
wegen eines Verstoßes gegen Vorschriften
im Bereich des öffentlichen Auftragswe-
sens (Art. 14b Abs. 1 und 5 B-VG) oder un-
mittelbar anwendbares Unionsrecht
rechtswidrig war, oder 

3. die Zuschlagserteilung ohne Mitteilung der
Zuschlagsentscheidung gemäß den §§ 131
bzw. 272 BVergG 2006  wegen eines Versto-
ßes gegen Vorschriften im Bereich des öf-
fentlichen Auftragswesens (Art. 14b Abs. 1
und 5 B-VG) oder unmittelbar anwendba-
res Unionsrecht rechtswidrig war, oder

4. der Zuschlag bei der Vergabe einer Leis-
tung auf Grund einer Rahmenvereinbarung
oder eines dynamischen Beschaffungssys-
tems wegen eines Verstoßes gegen § 152
Abs. 4 bis 6, § 158 Abs. 2 bis 5 oder § 290
Abs. 2 bis 5 BVergG 2006  rechtswidrig war,
oder

5. die Erklärung des Widerrufs eines Vergabe-
verfahrens wegen eines Verstoßes gegen
Vorschriften im Bereich des öffentlichen
Auftragswesens (Art. 14b Abs. 1 und 5 B-
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VG) oder unmittelbar anwendbares Uni-
onsrecht rechtswidrig war.

Der Antragsteller kann in einem Antrag
mehrere Feststellungen gemäß § 6 Abs. 3 Z 1
bis 4 beantragen. Bei einem Antrag auf Fest-
stellung gemäß Z 1 und 3 bis 5 kann der Auf-
traggeber die Feststellung beantragen, dass
der Antragsteller auch bei Einhaltung der ent-
sprechenden Bestimmungen keine echte
Chance auf Erteilung des Zuschlages gehabt
hätte. Bei einem Antrag auf Feststellung ge-
mäß Z 2 bis 4 kann der Auftraggeber beantra-
gen, von der Nichtigerklärung des Vertrages
abzusehen oder den Vertrag frühestens mit
dem Zeitpunkt der Entscheidung des Landes-
verwaltungsgerichtes aufzuheben.

(2) Ein Bieter, der ein Interesse am Ab-
schluss eines den Vorschriften im Bereich des
öffentlichen Auftragswesens (Art. 14b Abs. 1
und 5 B-VG) unterliegenden Vertrages hatte
und dem durch das Vorgehen des Auftragge-
bers ein Schaden entstanden ist oder zu ent-
stehen droht, kann die Feststellung beantra-
gen, dass der Auftraggeber nach erheblicher
Überschreitung der Zuschlagsfrist und entge-
gen dem Ersuchen des Bieters um Fortführung
des Verfahrens ein Verfahren weder durch eine
Widerrufserklärung oder Zuschlagserteilung
beendet noch das Verfahren in angemessener
Weise fortgeführt hat.

(3) Werden hinsichtlich desselben Vergabe-
verfahrens Feststellungsanträge nach Abs. 1
von mehreren Unternehmern gestellt, hat das
Landesverwaltungsgericht die Verfahren nach
Möglichkeit zur gemeinsamen Verhandlung
und Entscheidung zu verbinden. Eine ge-
trennte Verfahrensführung ist jedenfalls zu-
lässig, wenn dies im Interesse der Zweckmä-
ßigkeit, Einfachheit und Kostenersparnis ge-
legen ist.

(4) Wird während eines anhängigen Nach-
prüfungsverfahrens der Zuschlag erteilt oder
das Vergabeverfahren widerrufen, ist das Ver-
fahren vor dem Landesverwaltungsgericht auf
Antrag des Unternehmers, der den Nachprü-
fungsantrag gestellt hat, als Feststellungsver-
fahren weiterzuführen. Dies gilt auch, wenn
1. ein Beschluss oder Erkenntnis des Landes-

verwaltungsgerichtes über den Antrag auf
Nichtigerklärung einer Auftraggeberent-
scheidung vom Verfassungsgerichtshof
oder vom Verwaltungsgerichtshof aufgeho-
ben wurde und vor der Entscheidung des
Verfassungsgerichtshofes oder des Verwal-
tungsgerichtshofes der Zuschlag erteilt
oder das Vergabeverfahren widerrufen
worden ist oder

2. eine Wiederaufnahme des Verfahrens oder
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand in

Bezug auf ein Nachprüfungsverfahren be-
willigt oder verfügt wurde und vor der Ent-
scheidung des Landesverwaltungsgerich-
tes, des Verfassungsgerichtshofes oder des
Verwaltungsgerichtshofes der Zuschlag er-
teilt oder das Vergabeverfahren widerrufen
worden ist.

Bis zur Stellung eines Antrages gemäß dem
ersten Satz ruht das Verfahren; wird bis zum
Ablauf der Frist nach § 25 Abs. 2 kein Antrag
im Sinne dieses Absatzes gestellt, ist das Ver-
fahren formlos einzustellen. § 25 Abs. 2 ist mit
der Maßgabe anzuwenden, dass die Zeit eines
Verfahrens vor dem Verfassungsgerichtshof
oder vor dem Verwaltungsgerichtshof nicht
einzurechnen ist.

§ 25
Inhalt und Zulässigkeit

des Feststellungsantrages
(1) Ein Antrag gemäß § 24 Abs. 1, 2 oder 4

hat jedenfalls zu enthalten:
1. die genaue Bezeichnung des betreffenden

Vergabeverfahrens,
2. die genaue Bezeichnung des Auftraggebers

und des Antragstellers einschließlich de-
ren Faxnummer oder elektronischer
Adresse,

3. soweit dies zumutbar ist, die genaue Be-
zeichnung des allfälligen Zuschlagsemp-
fängers,

4. die Darstellung des maßgeblichen Sach-
verhaltes einschließlich des Interesses am
Vertragsabschluss,

5. Angaben über den behaupteten drohenden
oder eingetretenen Schaden für den An-
tragsteller,

6. die bestimmte Bezeichnung des Rechts, in
dem sich der Antragsteller als verletzt er-
achtet,

7. die Gründe, auf die sich die Behauptung
der Rechtswidrigkeit stützt,

8. ein bestimmtes Begehren, 
9. die Angaben, die erforderlich sind, um zu

beurteilen, ob der Antrag rechtzeitig ein-
gebracht wurde, und

10. einen Nachweis über die Entrichtung der
Gebühren nach § 11.

(2) Anträge gemäß § 24 Abs. 1 Z 1 und 5 so-
wie Abs. 4 sind binnen sechs Wochen ab dem
Zeitpunkt einzubringen, in dem der Antrag-
steller vom Zuschlag bzw. vom Widerruf
Kenntnis erlangt hat oder Kenntnis hätte er-
langen können, längstens jedoch innerhalb ei-
nes Zeitraumes von sechs Monaten, nachdem
der Zuschlag erteilt oder das Vergabeverfah-
ren widerrufen wurde.
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(3) Anträge gemäß § 24 Abs. 1 Z 2 bis 4 sind
binnen sechs Monaten ab dem auf die Zu-
schlagserteilung folgenden Tag einzubringen.
Abweichend vom ersten Satz ist

1. ein Antrag gemäß § 24 Abs. 1 Z 2 bis 4 –
wenn es sich beim Antragsteller um einen
im Vergabeverfahren verbliebenen Bieter
handelt – binnen 30 Tagen ab dem Tag der
Absendung der Mitteilung gemäß §§ 132
Abs. 2 oder 273 Abs. 2  BVergG 2006 bzw.

2. ein Antrag gemäß § 24 Abs. 1 Z 2 – wenn es
sich beim Antragsteller nicht um einen im
Vergabeverfahren verbliebenen Bieter han-
delt – binnen 30 Tagen ab dem Tag der erst-
maligen Verfügbarkeit einer Bekanntma-
chung gemäß §§ 54 Abs. 6, 55 Abs. 6, 217
Abs. 7 oder 219 Abs. 6 BVergG 2006 

einzubringen.

(4) Enthält die Ausschreibung eine unrich-
tige Angabe über die zuständige Vergabekon-
trollbehörde, ist der Antrag auch dann inner-
halb der in den Abs. 2 und 3 genannten Fristen
gestellt, wenn er bei der in der Ausschreibung
angegebenen Vergabekontrollbehörde einge-
bracht wurde. Enthält die Ausschreibung
keine Angabe über die zuständige Vergabe-
kontrollbehörde, ist der Antrag auch dann in-
nerhalb der in Abs. 2 und 3 genannten Fristen
gestellt, wenn er bei einer nicht offenkundig
unzuständigen Vergabekontrollbehörde einge-
bracht wurde.

(5) Ein Antrag auf Feststellung gemäß § 24
Abs. 1 ist unzulässig, sofern der behauptete
Verstoß im Rahmen eines Nachprüfungsver-
fahrens gemäß den §§ 13 ff. hätte geltend ge-
macht werden können.

(6) Ein Antrag auf Feststellung gemäß § 24
Abs. 1 oder 2 ist ferner unzulässig, wenn er
trotz Aufforderung zur Verbesserung nicht
ordnungsgemäß vergebührt wurde.

(7) Ein Antrag gemäß § 24 Abs. 1 Z 2 ist fer-
ner unzulässig, wenn der Auftraggeber die
Entscheidung gemäß §§ 49 Abs. 2, 55 Abs. 5,
210 Abs. 2 oder 219 Abs. 5 BVergG 2006 be-
kannt gegeben oder bekannt gemacht hat und
der Zuschlag nach Ablauf einer Frist von zehn
Tagen nach der erstmaligen Verfügbarkeit der
Bekanntmachung erteilt worden ist.

§ 26
Verfahrensrechtliche Bestimmungen

(1) Parteien eines Feststellungsverfahrens
nach § 6 Abs. 3 und 4 sind der Antragsteller,
der Auftraggeber und ein allfälliger Zu-
schlagsempfänger. Parteien eines Feststel-
lungsverfahrens nach § 6 Abs. 5 sind der An-

tragsteller, der Auftraggeber und alle im Ver-
gabeverfahren verbliebenen Bieter.

(2) Über Anträge auf Feststellung gemäß
§ 24 Abs. 1 und 2 ist spätestens zwei Monate
nach Einlangen des Antrages zu entscheiden.

§ 27
Feststellung von Rechtsverstößen,
Nichtigerklärung und Verhängung

von Sanktionen

(1) Das Landesverwaltungsgericht hat eine
Feststellung gemäß § 6 Abs. 3 Z 1 und 5 und
Abs. 4 Z 1 und 3 nur dann zu treffen, wenn die
Rechtswidrigkeit für den Ausgang des Verga-
beverfahrens von wesentlichem Einfluss war.

(2) Soweit in diesem Absatz und in den
Abs. 4 und 5 nicht anderes bestimmt ist, hat
das Landesverwaltungsgericht im Ober-
schwellenbereich den Vertrag im Anschluss an
eine Feststellung gemäß § 6 Abs. 3 Z 3 bis 5 für
absolut nichtig zu erklären. Das Landesver-
waltungsgericht hat von einer Nichtigerklä-
rung des Vertrages oder einer Aufhebung des
Vertrages gemäß den Abs. 4 oder 5 abzusehen,
wenn der Auftraggeber dies beantragt hat und
zwingende Gründe eines Allgemeininteresses
es rechtfertigen, den Vertrag aufrechtzuerhal-
ten. Wirtschaftliche Interessen, die in unmit-
telbarem Zusammenhang mit dem betreffen-
den Vertrag stehen, können die Aufrechterhal-
tung des Vertrages nicht rechtfertigen, andere
wirtschaftliche Interessen nur dann, wenn die
Nichtigkeit in Ausnahmefällen unverhältnis-
mäßige Folgen hätte.

(3) Soweit in den Abs. 4 bis 6 nicht anderes
bestimmt ist, hat das Landesverwaltungsge-
richt im Unterschwellenbereich den Vertrag
im Anschluss an eine Feststellung gemäß § 6
Abs. 3 Z 3 bis 5 für absolut nichtig zu erklä-
ren, wenn die festgestellte Vorgangsweise des
Auftraggebers auf Grund der Vorschriften im
Bereich des öffentlichen Auftragswesens (Art.
14b Abs. 1 und 5 B-VG) oder des unmittelbar
anwendbaren Unionsrechts offenkundig un-
zulässig war.

(4) Kann die erbrachte Leistung oder ein er-
brachter Leistungsteil nicht mehr oder nur
wertvermindert rückgestellt werden, so hat
das Landesverwaltungsgericht, sofern Abs. 5
nicht zur Anwendung kommt, im Anschluss an
eine Feststellung gemäß § 6 Abs. 3 Z 3 bis 5
auszusprechen, dass der Vertrag nur soweit
aufgehoben wird, als Leistungen noch aus-
ständig oder erbrachte Leistungen noch ohne
Wertverminderung rückstellbar sind.

(5) Das Landesverwaltungsgericht kann im
Anschluss an eine Feststellung gemäß § 6
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Abs. 3 Z 3 bis 5 aussprechen, dass der Vertrag
mit dem Zeitpunkt der Entscheidung des Lan-
desverwaltungsgerichtes oder einem späteren
Zeitpunkt aufgehoben wird, wenn der Auf-
traggeber dies beantragt hat. Das Landesver-
waltungsgericht hat dafür das Interesse des
Auftraggebers an der Aufrechterhaltung be-
stimmter vertraglicher Rechte und Pflichten,
das Interesse des Antragstellers an der Aufhe-
bung des Vertrages sowie allfällige betroffene
öffentliche Interessen gegeneinander abzuwä-
gen.

(6) Das Landesverwaltungsgericht hat von
einer Nichtigerklärung des Vertrages gemäß
Abs. 3 oder einer Aufhebung des Vertrages ge-
mäß den Abs. 4 oder 5 im Unterschwellenbe-
reich abzusehen, wenn der Auftraggeber dies
beantragt hat und das Interesse des Auftrag-
gebers an der Aufrechterhaltung des Vertrags-
verhältnisses das Interesse des Antragstellers
an der Beendigung des Vertragsverhältnisses –
auch unter der Berücksichtigung der jeweils
betroffenen öffentlichen Interessen – über-
wiegt.

(7) Wenn das Landesverwaltungsgericht von
der Nichtigerklärung des Vertrages gemäß
Abs. 2 erster Satz abgesehen hat, dann ist eine
Geldbuße über den Auftraggeber zu verhän-
gen, die wirksam, angemessen und abschre-
ckend sein muss. Die Höchstgrenze für eine
Geldbuße beträgt 10 Prozent der Auftrags-
summe. Geldbußen fließen dem Kärntner
Wirtschaftsförderungsfonds zu.

(8) Das Landesverwaltungsgericht hat bei
der Verhängung der Geldbuße die Schwere des
Verstoßes, die Vorgangsweise des Auftragge-
bers sowie sinngemäß die Erschwerungs- und
Milderungsgründe gemäß § 5 Verbandsverant-
wortlichkeitsgesetz – VbVG, BGBl. I Nr.
151/2005, heranzuziehen und zu berücksichti-
gen, in welchem Ausmaß der Vertrag aufrecht
erhalten wird.

§ 28
Unwirksamerklärung des Widerrufes

Das Landesverwaltungsgericht hat im An-
schluss an eine Feststellung gemäß § 6 Abs. 4
Z 3 sowie bei Verfahren im Unterschwellenbe-
reich im Anschluss an eine Feststellung gemäß
§ 6 Abs. 4 Z 1 den Widerruf für unwirksam zu
erklären, wenn
1. der Antragsteller dies beantragt hat und
2. das Interesse der Bieter an der Fortführung

des Vergabeverfahrens das Interesse des
Auftraggebers – auch unter der Berück-
sichtigung der allfälligen betroffenen öf-
fentlichen Interessen – an der Beendigung
des Vergabeverfahrens überwiegt.

4. H a u p t s t ü c k
Schlussbestimmungen

§ 29
Schriftverkehr mit den Dienststellen

des Bundes
Die Landesregierung hat für die Abwick-

lung des erforderlichen Schriftverkehrs, der
sich aus der Anwendung der Vorschriften im
Bereich des öffentlichen Auftragswesens (Art.
14b Abs. 1 und 5 B-VG) ergibt, mit den Dienst-
stellen des Bundes zu sorgen und insbesondere
Anträge, Berichte oder sonstige Mitteilungen
unverzüglich an den zuständigen Bundesmi-
nister weiterzuleiten.

§ 30
Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde

Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben
der Gemeinde sind solche des eigenen Wir-
kungsbereiches.

§ 31
Verweisungen

(1) Eine Verweisung in diesem Gesetz auf ei-
nes der nachstehend angeführten Bundesge-
setze ist als Verweisung auf die nachstehend
angeführte Fassung zu verstehen:
1. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz

1991 – AVG, BGBl. Nr. 51/1991, zuletzt in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
161/2013;

2. Bundes-Verfassungsgesetz – B-VG, BGBl.
Nr. 1/1930, zuletzt in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 164/2013;

3. Bundesvergabegesetz 2006 – BVergG 2006,
BGBl. I Nr. 17/2006, zuletzt in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 128/2013;

4. Verbandsverantwortlichkeitsgesetz –
VbVG, BGBl. I Nr. 151/2005, zuletzt in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
112/2007;

5. Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz –
VwGVG, BGBl. I Nr. 33/2013, zuletzt in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
122/2013;

6. Verwaltungsstrafgesetz 1991 – VStG, BGBl.
Nr. 52/1991, zuletzt in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 33/2013.

(2) Für Nachprüfungen im Rahmen der Ver-
gabe von Aufträgen gemäß dem Bundesverga-
begesetz Verteidigung und Sicherheit 2012 -
BVergGVS 2012, BGBl. I Nr. 10/2012, zuletzt
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
128/2013, gelten Verweisungen in diesem Ge-
setz auf das BVergG 2006 als Verweisungen auf
die entsprechenden Bestimmungen des
BVergGVS 2012.
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§ 32
Inkrafttretens- und

Übergangsbestimmungen
(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 2014 in

Kraft.
(2) Das Kärntner Vergaberechtsschutzgesetz

– K-VergRG, LGBl. Nr. 17/2003, zuletzt in der
Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 79/2012, tritt
mit Ablauf des 31. Dezember 2013 außer Kraft,
soweit in Abs. 3 nicht anderes angeordnet ist.

(3) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ses Gesetzes bei der Ombudsstelle anhängigen
Verfahren sind nach den bisherigen Bestimmun-
gen fortzuführen. Die im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes beim unabhängigen Ver-
waltungssenat anhängigen Verfahren sind vom
Landesverwaltungsgericht nach den bisherigen
Bestimmungen fortzuführen. Hinsichtlich der
Vergabeverfahren, die im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes bereits beendet sind,
richtet sich die Durchführung von Feststel-
lungsverfahren durch das Landesverwaltungs-
gericht nach der bisherigen Rechtslage. § 2 Abs.
1, 3 und 4 und § 3 Abs. 6 und 7 des Verwaltungs-
gerichtsbarkeits-Übergangsgesetzes – VwGbk-
ÜG, BGBl. I Nr. 33/2013, in der Fassung BGBl. I
Nr. 122/2013, sind anzuwenden.

(4) Enthält oder enthielt im Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Gesetzes eine Ausschrei-
bung die Angabe, dass der unabhängige Ver-
waltungssenat die zuständige Vergabekon-
trollbehörde ist, sind Anträge gemäß den § 13
Abs. 1, § 24 Abs. 1 und 2 sowie Anträge gemäß
§ 21 Abs. 1 dieses Gesetzes auch dann fristge-
recht gestellt, wenn sie an den unabhängigen
Verwaltungssenat adressiert und unter Nach-
weis des Versuchs der fristgerechten Einbrin-
gung beim unabhängigen Verwaltungssenat
unverzüglich beim Landesverwaltungsgericht
eingebracht wurden.

(5) Die/der mit Ablauf des 31. Dezember 2013
von der Landesregierung nach dem Kärntner
Vergaberechtsschutzgesetz – K-VergRG, LGBl.
Nr. 17/2003, zuletzt in der Fassung des Gesetzes
LGBl. Nr. 79/2012, bestellte Ombudsfrau/Om-
budsmann gilt für den Rest der Funktionsperi-
ode als Ombuds-frau/Ombudsmann im Sinn
des § 2 dieses Gesetzes. Die mit Ablauf des 31.
Dezember 2013 von der Landesregierung nach
dem Kärntner Vergaberechtsschutzgesetz – K-
VergRG, LGBl. Nr. 17/2003, zuletzt in der Fas-
sung des Gesetzes LGBl. Nr. 79/2012, bestellten
Ersten und Zweiten Stellvertreterinnen/Stell-
vertreter gelten für den Rest der Funktionspe-
riode als Erste und Zweite Stellvertreterinnen/
Stellvertreter im Sinn des § 2 dieses Gesetzes.

(6) Durch dieses Gesetz werden umgesetzt:
1. Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom

21. Dezember 1989 zur Koordinierung der

Rechts- und Verwaltungsvorschriften für
die Anwendung der Nachprüfungsverfah-
ren im Rahmen der Vergabe öffentlicher
Liefer- und Bauaufträge (Rechtsmittel-
richtlinie), ABl. Nr. L 395 vom 30. 12. 1989,
S. 33, idF der Richtlinie 92/50/EWG des
Rates vom 18. Juni 1992 über die Koordi-
nierung der Verfahren zur Vergabe öffentli-
cher Dienstleistungsaufträge, ABl. Nr.
L 209 vom 24. 07. 1992, S. 1, und der Richt-
linie 2007/66/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 11. Dezember
2007 zur Änderung der Richtlinien
89/665/EWG und 92/13/EWG des Rates im
Hinblick auf die Verbesserung der Wirk-
samkeit der Nachprüfungsverfahren be-
züglich der Vergabe öffentlicher Aufträge,
ABl. Nr. L 335 vom 20.12.2007, S. 31

2. Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25.
Februar 1992 zur Koordinierung der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die
Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften
über die Auftragsvergabe durch Auftragge-
ber im Bereich der Wasser-, Energie- und
Verkehrsversorgung sowie im Telekommu-
nikationssektor (Sektorenrechtsmittel-
richtlinie), ABl. Nr. L 76 vom 23. 03. 1992,
S. 14, idF der Richtlinie 2007/66/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom
11. Dezember 2007 zur Änderung der Richt-
linien 89/665/EWG und 92/13/EWG des Ra-
tes im Hinblick auf die Verbesserung der
Wirksamkeit der Nachprüfungsverfahren
bezüglich der Vergabe öffentlicher Aufträge,
ABl. Nr. L 335 vom 20. 12. 2007, S. 31

3. Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009
über die Koordinierung der Verfahren zur
Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und
Dienstleistungsaufträge in den Bereichen
Verteidigung und Sicherheit und zur Ände-
rung der Richtlinien 2004/17/EG und 2004/
18/EG, ABl. Nr. L 216 vom 20.8.2009, S. 76.

Der Präsident des Landtages:
Ing.  R o h r

Der Landesrat:
K ö f e r

96. Gesetz vom 13. Dezember 2013, mit dem
das Kärntner Bezügegesetz 1997 und das
Kärntner Bezügegesetz 1992 geändert werden

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Artikel I

Das Kärntner Bezügegesetz 1997 – K-BG
1997, LGBl. Nr. 130/1997, zuletzt in der Fas-
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sung des Gesetzes LGBl. Nr. 3/2013, wird wie
folgt geändert:

1. Dem § 1 wird folgender Abs. 3 angefügt:
„(3) Die für die Mitglieder der Landesregie-

rung geltenden Bestimmungen dieses Geset-
zes gelten sinngemäß für die Ersatzmitglieder
der Landesregierung in den Fällen des Art. 48
der Kärntner Landesverfassung – K-LVG,
LGBl. Nr. 85/1996.“

2. § 4 Abs. 7 zweiter Satz lautet:
„Die Landesregierung hat die sich daraus

ergebenden, auf den nächsten durch zehn teil-
baren Centbetrag gerundeten Bezüge und den
nach § 8 Abs. 2 zweiter Satz angepassten
Höchstbetrag durch Verordnung im Landesge-
setzblatt kundzumachen.“

3. § 15 Abs. 4 lautet:
„(4) Verweise auf Bundesgesetze im PKVG

gelten als Verweise auf Bundesgesetze in der
nachstehend angeführten Fassung, soweit in
den einzelnen Verweisen des PKVG nicht auf
eine bestimmte Fassung verwiesen wird:
1. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz

(ASVG), BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung
des Gesetzes BGBl. I Nr. 187/2013;

2. Betriebspensionsgesetz (BPG), BGBl. Nr.
282/1990, in der Fassung des Gesetzes
BGBl. I Nr. 138/2013;

3. Exekutionsordnung, RGBl. Nr. 79/1896, in
der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr.
33/2013;

4. Pensionskassengesetz (PKG), BGBl. Nr.
281/1990, in der Fassung des Gesetzes
BGBl. I Nr. 184/2013.“

4. § 18 Abs. 2 lautet:
„(2) Soweit in diesem Gesetz auf Bundes-

gesetze verwiesen wird, sind diese in der nach-
stehend angeführten Fassung anzuwenden,
soweit im Einzelnen nicht anderes bestimmt
ist:
1. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz

(ASVG), BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung
des Gesetzes BGBl. I Nr. 187/2013;

2. Finanzausgleichsgesetz  2008 (FAG 2008),
BGBl. I Nr. 103/2007, in der Fassung des
Gesetzes BGBl. I Nr. 165/2013;

3. Pensionskassengesetz (PKG), BGBl. Nr.
281/1990, in der Fassung des Gesetzes
BGBl. I Nr. 184/2013;

4. Pensionskassenvorsorgegesetz (PKVG),
BGBl. I Nr. 64/1997, in der Fassung des Ge-
setzes BGBl. I Nr. 3/2000.“

5. Dem § 18 wird folgender Abs. 3 angefügt:
„(3) Die in § 4 Abs. 7 vorgesehene Anpassung

entfällt für die in § 4 Abs. 1 vorgesehenen Be-
züge und für die in § 4 Abs. 3 vorgesehenen Be-
züge der Bürgermeister in Gemeinden mit
über 10.000 Einwohnern bis 31. Dezember
2013. Die in § 8 Abs. 2  vorgesehene Anpassung
des Höchstbetrages entfällt bis 31. Dezember
2013.“

Artikel II
Das Kärntner Bezügegesetz 1992 – K-BG,

LGBl. Nr. 99/1992, zuletzt in der Fassung des
Gesetzes LGBl. Nr. 11/2013, wird wie folgt ge-
ändert:

§ 92 Abs. 3 lautet:
„(3) Die in Abs. 1 vorgesehene Änderung

der Gehaltsansätze um jene Prozentsätze, um
die sich der Ausgangsbetrag nach § 1 Abs. 1
des Bundesverfassungsgesetzes über die Be-
grenzung von Bezügen öffentlicher Funktio-
näre durch den nach § 3 dieses Bundesverfas-
sungsgesetzes ermittelten Anpassungsfaktor
ändert, entfällt für die Jahre 2009, 2010, 2011,
2012 und 2013.“

Artikel III
Es treten in Kraft:

1. Artikel I Z 5 und Art. II am 31. Dezember
2012;

2. die übrigen Bestimmungen dieses Gesetzes
an dem der Kundmachung dieses Gesetzes
folgenden Monatsersten.

Der Präsident des Landtages:
Ing.  R o h r

Der Landeshauptmann:
Mag. Dr.  K a i s e r

Die Landeshauptmann-Stellvertreterin:
Mag.a Dr.in S c h a u n i g - K a n d u t

97. Gesetz vom 13. Dezember 2013, mit dem
das Gesetz über eine Landesumlage geändert
wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Artikel I
Das Gesetz über eine Landesumlage (K-

LUG), LGBl. Nr. 22/1967, zuletzt geändert
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durch das Gesetz LGBl. Nr. 60/2008, wird wie
folgt geändert:

§ 1 Abs. 2 lautet:
„(2) Die Höhe der Landesumlage wird für

die Jahre 2008 bis 2014 mit 7,6 vH der unge-
kürzten rechnungsmäßigen Ertragsanteile der
Gemeinden an den gemeinschaftlichen Bun-
desabgaben (§ 11 Abs. 1 erster Satz Finanzaus-
gleichsgesetz 2008 – FAG 2008, BGBl. I
Nr. 103/2007, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 165/2013) mit Ausnahme
der Werbeabgabe und des Ausgleichs für die

Abschaffung der Selbstträgerschaft (§ 9 Abs. 7
Z 5 lit. b sublit. bd FAG 2008) festgesetzt.“

Artikel II
Dieses Gesetz tritt am 1. Jänner 2014 in

Kraft.

Der Präsident des Landtages:
Ing.  R o h r

Die Landeshauptmann-Stellvertreterin:
Mag.a Dr.in S c h a u n i g - K a n d u t
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Elektronische Kundmachung des Landesgesetzblattes ab 1. Jänner 2014!

Auf Grund des Kärntner Kundmachungsgesetzes 2014, LGBl. Nr. 39/2013, wird mit Wir-
kung vom 1. Jänner 2014 die Kundmachung von Rechtsvorschriften, die im Landesgesetzblatt
für das Land Kärnten zu verlautbaren sind, (authentisch) elektronisch im Rahmen des
Rechtsinformationssystems des Bundes (RIS) unter der Internetadresse www.ris.bka.gv.at er-
folgen. 

Die Kundmachungen im Landesgesetzblatt können aus dem Internet von jedem Nutzer
unentgeltlich selbst ausgedruckt werden. 

Sie können sich auch künftig per „Kärntner Landesrecht-Newsletter“ über aktuelle Kund-
machungen im Landesgesetzblatt informieren lassen (Anmeldung im Internet unter
www.landesrecht.ktn.gv.at).

Laufende Abonnements des bisherigen gedruckten Landesgesetzblattes enden automatisch
mit Jahresende. 

Fragen zum Landesgesetzblatt können Sie an die E-Mail-Adresse
abt1.verfassung@ktn.gv.at richten.
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